
 

  

S 8 AL 1110/22

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Sozialgericht Nordhausen
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 8.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 141 Abs. 2 SGB III ist auch dann

anwendbar, wenn die fehlende
Dienstbereitschaft der Agentur für Arbeit
zwar nicht objektiv, wohl aber in der
Vorstellung des Arbeitslosen bestand, und
die Agentur für Arbeit diese falsche
Vorstellung zu verantworten hat (hier:
Vergabe eines zu späten
Vorsprachetermins in Verkennung des
Beginns der Arbeitslosigkeit).

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AL 1110/22
Datum 11.03.2024

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Bescheid vom 21.Â JuliÂ 2022 in Gestalt des Ã�nderungsbescheids vom
5.Â OktoberÂ 2022 und des Widerspruchsbescheids vom 6.Â OktoberÂ 2022 wird
abgeÃ¤ndert und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger auch fÃ¼r den Zeitraum vom
1. bis zum 24.Â MaiÂ 2022 Arbeitslosengeld in gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren. 

Die Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu
tragen.

Die Berufung wird nicht zugelassen.
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Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist der Beginn eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld (Alg)
streitig.

Dem 1959 geborenen KlÃ¤ger kÃ¼ndigte seine Arbeitgeberin mit Schreiben vom
28.Â April 2022, zugegangen am 30. April 2022, ordentlich betriebsbedingt zum 31.
Mai 2022 und stellte ihn ab dem 1. Mai 2022 unwiderruflich frei. Arbeitsentgelt
zahlte sie nicht mehr. Mit Beschluss vom 1. Mai 2022 erÃ¶ffnete das Amtsgericht
Gera das Insolvenzverfahren Ã¼ber das VermÃ¶gen der Arbeitgeberin.

Am 2. Mai 2022 meldete sich der KlÃ¤ger bei der Beklagten unter Vereinbarung
eines Termins zur persÃ¶nlichen Arbeitslosmeldung am 25. Mai 2022 telefonisch
arbeitsuchend. Am 25. Mai 2022 sprach er persÃ¶nlich bei der Beklagten vor und
beantragte Alg.

Mit Bescheid vom 21. Juli 2022 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Alg mit einer
Anspruchsdauer von 459 Tagen fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juni 2022 bis zum 9.
September 2023 in HÃ¶he von 28,51Â â�¬ kalendertÃ¤glich. 

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 25. Juli 2023 Widerspruch. Mit
Ã�nderungsbescheid vom 5.Â Oktober 2022 bewilligte die Beklagte bereits ab 25.
Mai 2022 Alg bis 2. September 2023. Mit Widerspruchsbescheid vom Folgetag wies
sie den Widerspruch im Ã�brigen als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Am 3. November 2022 hat der KlÃ¤ger Klage erhoben.

Mit Bescheid vom 24. April 2023 hat die Beklagte die Bewilligung ab 12. April 2023
wegen des Beginns einer Reha-MaÃ�nahme aufgehoben. Seitdem hat der KlÃ¤ger
kein Alg mehr bezogen.

KlagebegrÃ¼ndend trÃ¤gt der KlÃ¤ger vor: Er habe sich bereits am 2. Mai 2022
telefonisch arbeitslos gemeldet und die KÃ¼ndigung verlesen. Spontane
persÃ¶nliche Vorsprachen seien coronabedingt nicht mÃ¶glich gewesen und die
Vorsprache auf den 25. Mai 2022 vereinbart worden. Es habe auch nicht die
MÃ¶glichkeit bestanden, zeitiger eine persÃ¶nliche Arbeitslosmeldung
vorzunehmen. Dies sei von der Beklagten abgelehnt worden.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid vom 21. Juli 2022 in Gestalt des Ã�nderungsbescheids vom 5. Oktober
2022 und des Widerspruchsbescheids vom 6.Â Oktober 2022 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte zu verurteilen, ihm auch fÃ¼r den Zeitraum vom 1. bis zum 24. Mai 2022
Alg in gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Klage abzuweisen.
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Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie insbesondere vor: Der KlÃ¤ger habe erstmals bei der
persÃ¶nlichen Vorsprache erklÃ¤rt, seit dem 1. Mai 2022 von der Arbeit freigestellt
zu sein. Ein Anspruch auf Alg bestehe erst ab der persÃ¶nlichen Arbeitslosmeldung.
Letztere sei die ErklÃ¤rung der Tatsache der Arbeitslosigkeit. Die persÃ¶nliche
Arbeitslosmeldung kÃ¶nne nicht durch den sozialrechtlichen Herstellungsanspruch
ersetzt werden.

Wegen des weiteren Sach- und Streitstands wird auf die Gerichtsakte und den
Ausdruck der elektronischen Akte der Beklagten ergÃ¤nzend verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet.

A. Sein Begehren verfolgt der KlÃ¤ger in zulÃ¤ssiger Weise mit einer kombinierten
Anfechtungsâ�� und Leistungsklage (Â§Â 54 Absatz 1 SatzÂ 1 und Abs. 4, Â§Â 56
Sozialgerichtsgesetz ). StreitgegenstÃ¤ndlich ist der Bescheid vom 21. Juli 2022 in
Gestalt des Ã�nderungsbescheids vom 5. Oktober 2022 und des
Widerspruchsbescheids vom 6.Â Oktober 2022.

B. Die Klage ist begrÃ¼ndet. Die angegriffenen Bescheide sind rechtswidrig und
verletzen den KlÃ¤ger in eigenen Rechten. Er hat bereits ab 1. Mai 2022 Anspruch
auf Alg. Nach Â§ 137 Abs.Â 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung
â�� (SGB III) setzt ein solcher Anspruch voraus, dass ein Arbeitnehmer arbeitslos ist,
sich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit (AfA) arbeitslos gemeldet hat und die
Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hat.

I. Der KlÃ¤ger war seit dem 1. Mai 2022 aufgrund der unwiderruflichen Freistellung
von der Arbeit arbeitslos (zum maÃ�geblichen leistungsrechtlichen
BeschÃ¤ftigungsbegriff und zur Abgrenzung Valgolio in Hauck/Noftz, Stand MÃ¤rz
2023, K Â§ 138 SGB III Randnummer 33 mit weiteren Nachweisen). Er hatte auch
die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt.

II. Dem Anspruch ab 1. Mai 2022 steht nicht entgegen, dass sich der KlÃ¤ger
erstmals am 25.Â Mai 2022 persÃ¶nlich bei der Beklagte arbeitslos gemeldet hat.

Nach Â§ 141 Abs. 1 Satz 1 SGB III in der seit 1. Januar 2022 geltenden Normfassung
des Gesetzes zur FÃ¶rderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und
zur Weiterentwicklung der AusbildungsfÃ¶rderung (Bundesgesetzblatt I 2020, Seite
2.691) hat sich der Arbeitslose elektronisch oder persÃ¶nlich bei der zustÃ¤ndigen
AfA arbeitslos zu melden. Nach Satz 3 ist eine Meldung auch zulÃ¤ssig, wenn die
Arbeitslosigkeit noch nicht eingetreten, der Eintritt der Arbeitslosigkeit aber
innerhalb der nÃ¤chsten drei Monate zu erwarten ist. Die Arbeitslosmeldung ist
dabei eine materiell-rechtliche Anspruchsvoraussetzung, mit der der Beklagten der
tatsÃ¤chliche Eintritt des Versicherungsfalles der Arbeitslosigkeit angezeigt wird.

Eine persÃ¶nliche Meldung â�� fÃ¼r eine elektronische ist nichts ersichtlich â��
erfolgte erst am 25.Â Mai 2022 (dazu 1.). Diese wirkt jedoch auf den 1. Mai 2022
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zurÃ¼ck (dazu 2.).

1. Die Kammer ist nicht davon Ã¼berzeugt, dass sich der KlÃ¤ger vor dem 25. Mai
2022 bei der Beklagten persÃ¶nlich arbeitslos meldete. Die telefonische Meldung
am 2. Mai 2022 kann nicht als persÃ¶nliche Arbeitslosmeldung im Sinne der
Vorschrift gewertet werden, da der KlÃ¤ger nicht in Person, sondern mittels
Fernsprecher vorsprach. Erst am 25. Mai 2022 begab er sich in die Amtsstuben der
Beklagten.

2. Diese persÃ¶nliche Meldung am 25. Mai 2022 wirkt jedoch auf den 1. Mai 2022
zurÃ¼ck. Denn Â§ 141 Abs. 2 SGB III bestimmt, dass dann, wenn die zustÃ¤ndige
AfA am ersten Tag der BeschÃ¤ftigungslosigkeit des Arbeitslosen nicht dienstbereit
ist, eine persÃ¶nliche Meldung an dem nÃ¤chsten Tag, an dem die AfA dienstbereit
ist, auf den Tag zurÃ¼ckwirkt, an dem die AfA nicht dienstbereit war.

a. Der erste Tag der BeschÃ¤ftigungslosigkeit des KlÃ¤gers war der 1. Mai 2022. Am
Tag der Arbeit/sonntags hatte die Beklagte geschlossen. Objektiv dienstbereit war
die Beklagte ab dem Folgetag (Montag), da die zustÃ¤ndige AfA SÃ¶mmerda seit
dem 1. September 2021 nicht mehr coronabedingt geschlossen war und damit eine
persÃ¶nliche Arbeitslosmeldung mÃ¶glich war. Die telefonische Meldung am 2. Mai
2022 konnte allerdings nicht auf den 1. Mai 2022 zurÃ¼ckwirken, da die Meldung
nicht persÃ¶nlich erfolgte (hierzu oben 1.).

b. Nach Auffassung der Kammer ist Â§ 141 Abs. 2 SGB III aber auch dann
anwendbar, wenn die fehlende Dienstbereitschaft zwar nicht objektiv, wohl aber in
der Vorstellung des Arbeitslosen besteht, und die AfA diese falsche Vorstellung zu
verantworten hat (offen gelassen durch Bundessozialgericht , Urteil vom 3. MÃ¤rz
1993, 11 RAr 101/91, SozRÂ 3-4100 Â§Â 105 Nummer 1, das als Beispiele nennt,
wenn der Arbeitslose von der Bundesagentur eine falsche Auskunft Ã¼ber die
Dienstbereitschaft erhalten hat oder er wegen von der BA zu vertretende
OrganisationsmÃ¤ngel Ã¼ber das Vorhandensein der Dienstbereitschaft irrt und
sich deshalb nicht arbeitslos meldete).

So lag es hier: Der KlÃ¤ger hat glaubhaft geschildert, dass er bei der telefonischen
Meldung bei der Beklagten am 2. Mai 2022 das arbeitgeberseitige
KÃ¼ndigungsschreiben vollstÃ¤ndig verlesen hatte, nachdem ihn seine Tochter, die
bei der Beklagten arbeitet, dringend dazu geraten hatte. Mithin war die Beklagte im
Bilde, dass der KlÃ¤ger seit dem 1. Mai 2022 unwiderruflich von seinen
vertraglichen Pflichten gegenÃ¼ber der Arbeitgeberin freigestellt und somit
beschÃ¤ftigungslos war. Aus dem Eintrag im â��Vermittlungsâ��, Beratungs- und
Informationssystem (VerBIS)â�� der Beklagten vom 2. Mai 2022 ergibt sich in
diesem Zusammenhang weiter:

â��Ã�ber die MÃ¶glichkeiten der Arbeitslosmeldung (online/persÃ¶nlich) informiert.
Arbeitslosmeldung erfolgt persÃ¶nlich. Kunde besteht auf eine Terminvergabe zur
Arbeitslosmeldung. FÃ¼r die persÃ¶nliche Arbeitslosmeldung Termin EZ am
25.05.2022 in ATV gebucht.â��
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Damit hat die Beklagte dem KlÃ¤ger suggeriert, dass erst am 25. Mai 2022 eine
persÃ¶nliche Vorsprache mÃ¶glich wÃ¤re. Dass sie der Meinung gewesen sein
dÃ¼rfte, dass vor dem 1. Juni 2022 auch keine persÃ¶nliche Vorsprache nÃ¶tig
wÃ¤re, weil sie den hier maÃ�geblichen leistungsrechtlichen BeschÃ¤ftigungsbegriff
verkannte (hierzu oben I.), wofÃ¼r im Ã�brigen auch die zunÃ¤chst im
Ausgangsbescheid erst ab 1. Juni 2022 erfolgte Bewilligung spricht, ist unerheblich.
Entscheidend ist, dass beim KlÃ¤ger durch die spÃ¤te Terminvergabe hinsichtlich
einer frÃ¼heren Dienstbereitschaft der Beklagten ein Irrtum erregt wurde. 

III. Mithin hat die Beklagte dem KlÃ¤ger auch fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum Alg zu zahlen.

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das
Obsiegen des KlÃ¤gers.

Die Berufung bedurfte aufgrund der 750 â�¬ nicht Ã¼bersteigenden Beschwer der
Beklagten der Zulassung (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG). ZulassungsgrÃ¼nde im
Sinne des Abs. 2 sind indes nicht ersichtlich.

Â 

Erstellt am: 17.06.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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